
Nr. 17 28. Jahrgang 30. August 1922

für die gesamte Sozialversicherung^
Fachzeitschrift* desZenFralverbandes der Angestellten

Erscheint rcgelmSDig jeden zweiten Mittwoch mit

der Verbandszeltschrift „Der freie Angestellte**-

Qeschüftsstelle: i

Berlin SO. 26. Oranienstraße 40/41
Bezugspreis durch die Post vierteljährlich 2 Mk« Einzel¬

nummer 75 Pf. • Anzeigen werden nicht aufgenommen.

Das Verhältnis der Ersatzkassenmitglieder
zu den Krankenkassen*

Man hat schon immer die Wahrnehmung machen können,
dali vielfach die Ortskrankenkassen den Bestimmungen der

Reichsvcr>icherungsordnurtg, die die Zulassung der Ersatzkassen

nnd ihr Verhältnis zu den Pflichtkrankenkassen regeln, zu wenig

Beachtung schenken. Dies ist zum Teil darauf zurückzuführen,
daß die iür die h'rsatzkassen und ihre Mitglieder zu leistende

Arbeit seihst bei größeren Kassen von Angestellen nebenbei

erledigt werden muß, zum Teil jedoch — und das muß oifen

ausgesprochen werden —, daß manche Angestellte mit großer

Cileichgiiltigkcit and teilweiser Unkenntnis den bezüglichen Be¬

stimmungen der RVO. gegenüberstehen. Verwaltungen und

Angestelte müssen der Ersatzkassentrage sowohl wie der auf

Cirund der RVO. zu erledigenden Arbeit mit mehr Sorgfalt be¬

gegnen; mehr als bisher geschehen, müssen die zum Schutze der

Ortskrankenkassen geschaffenen Bestimmungen gewürdigt wer¬

den. Wer ankämpfen will gegen die Ersatzkassen — und das

wollen wir doch alle — muß gewappnet sein zu diesem Kampf;
man muH zum mindesten erwarten, daß der Kassenangestellte
die Schir.zhestimmungeu der RVO. kennt; er muß sich aber auch

vor allen. Kenntnis verschaffen von den Gründen, die dazu führ¬

ten, die ErsuUkassen der RVO. zu unterstellen.

Es darf nicht vorkommen, daß

Ruheanträge

gemäß §§ 517. 519 RVO., die kurz vor dem zweiten

Zahltage gestellt werden, rückwirkende Kraft

erhalten vom Tage des Eintritts in die Beschuldigung. So un¬

glaublich dies klinge! mag, ich hatte Gelegenheit, bei einer

größeren Ortskrankenkasse diese Handhabung vorzufinden, und

es bedurfte Mühe, die Verwaltung dieser Kasse sowohl, wie den

Angestellten, der diese Arbeit auch nebenbei erledigen mußte, von

ihrer jahrelang zum Scjiaden der Kasse geübten Handhabung
ah/ubr .nzen. Daß eine grundsätzliche Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vorliegt, wonach das Ruhm der Rechte imd

Pflichten gemäß SS 517, 519 RVO. erst vom Tage des Eingangs
des Antrags an eintritt, war der Ortskrankenkasse unbekannt ge¬

blieben. Den Ersat/kassenrnitgliedern blieb diese Handhabung
natürlich nicht verborgen, ihre Ersatzkassen machten sich viel¬

leicht sogar lustig über die „entgegenkommende*4 Ortskranken¬
kasse. Inwieweit die betreuende Ortskrankenkasse Schaden er-

Itt, kann nicht gesagt werden: der Schaden könnte aber ein

grofier gewesen fein. Wenn nämlich ein Ersatzkassenmitglied
iu der Zeit bis zum zweien Zahltage erkrankte, dann mußte auch

die Ortskrankenkasse eintreten und der beabsichtigte Ruheantrag
unterblieb. Ein Risiko hatte das Ersatzkassenmitglied nicht: er¬

krankte es, so wurde es doppelt — von der Orts- und Ersatz¬

kasse unterstützt; erkrankte es dagegen nicht, dann wurde kurz

vor dem aweiten Zahltage der Ruheantrag gestellt, der ja von

dieser Ortskrankenkasse rückwirkende Kraft, und zwar vom Tage
des Eintritts in die Beschäftigung ab erhielt. Bereits erhobene
Beiträge wurden außerdem noch zurückerstattet. Welch großes
Risiko die Ortskrankenkasse bei dieser Ruckwirkung des Ruhe¬
antrags übernahm, liegt klar auf der Hand.

Bei einer anderen Ortskrankenkasse habe ich beobachtet,
daß als

Frist bis zum 2. Zahltage,

während welcher der Ruheantrag gestellt sein muß, wenn er

sofortige Wirkung vom Tage des Eingangs an haben soll, ein

Zeitraum von zwei Monaten angenommen wird. Von anderer

Seite wtrde erklärt, daß die Zahltage jeweils am Monatsende zn

hegen hätten« Beides ist unrichtig, denn der zweite Zahltag ist

der Tag, an dem die Beiträge zum zweiten Male fällig werden«

Die Frist zur Stellung eines Ruheantrags ist deshalb von un¬

gleicher Dauer und schwankt zwischen zwei und drei Monaten.
Dies hat auch eine Vorentscheidung des Versiche¬

rungsamts Mannhelm vom 3. Juni 1921 bestätigt,
aus deren Begründung folgendes entnommen wird:

„Der KUfer trat am 1. Oktober 1920 eine Stellung bei der Firma X. an

and stellte als Mitglied der D. Ersatzkasse in II. Antrag auf Ruhen der Rechte

und Pflichten als Mitglied der Ortskrankenkasse M. bei dieser Kasse unterm

4. November 1920. Die beklagte Kasse verweigerte diesem Antrag Anerkennt¬

nis mit Wirkung vom 4. November 1920 unter der Behauptung, der Antrag des

B. sei nicht rechtzeitig nach den Erfordernissen des § 519 RVO. gestellt

worden, dt er nicht beim Eintritt in die Krankenkasse und auch nicht inner-

halb der Frist bis spätestens zum zweiten Zahltage nach dem Eintritt gestellt
worden sei. B. sei am 1. Oktober 1920 in die Kasse eingetreten, der zweite

auf diesen Tag folgende Zahltag sei der I. November 1920 gewesen. Der

Ruheantrag sei der Kasse aber erst am 4. November 1920 zugegangen. Da

somit den Bestimmungen des § 519 RVO. nicht Rechnung getragen sei. greife

die Vorschrift des § 5«?0 RVO. Platz, wonach der Antrag nunmehr fruhestenf

lör den Beginn des Kalenderviertelialirs gestellt werden könne. Ein Ruhen

der Rechte und Pflichten des B, gegenüber der Kasse käme also frühestens

am 1. Januar 1921 in Frage, d. h. fur die Zeit vom 4. November 1920 bis

1. Januar 1921 seien für B. die satzungsmäBiKen Beitritt zu entrichten. Der

Kläger pflichtete diesem Standpunkt nicht bei und berief sich darauf, daß nach

§ 393 RVO. und § 45 Abs. 1 der Kassensatzung der zweite Zahltag nach seinem

Beitritt zur Krankenkasse der 30. November 1920 gewesen sei und daü somit

sein Antrag rechtzeitig am 4. November 1920 eingegangen sei.

Der Kläger geht bei Begründung seines Antrags von falschen Voraus¬

setzungen aus, indem er die Bestimmung des § 393 dahin auflegt, daß die

einzelnen Beitragsperioden mit der zeitlichen Monatsrechnung zusammenfallen.

Die in Frage kommende Bestimmung lautet: ..die Zahltage dürfen höchstem

einen Monat auseinander liegen'*. Damit ist jedoch nicht gesagt, daß die

Zahltage Jeweils am Monatsende zu liegen hätten. Der gleiche Paragraph
stellt es in seinem Satz 1 der S.r.zang der Krankenkasse frei, die Zahltage für

die Beiträge nach freiem Ermessen — allerdings unter Berücksichtigung der

Maximalvorschrift von einem Monat — festzusetzen. Von diesem Recht ha(

die Ortskrankenkasse Gebrauch gemacht, indem sie durch ihre Satzung die

Beitragsperioden für das Jahr 1920 geregelt hat. Nach dieser Regelung um¬

faßt die lieitragsperiode Oktober den Zeitraum vom 4. Oktober bis 30. Oktober,
die Beitragsperiode November den Zeitraum vom I. November bis 21. Novem¬

ber. Da nun B. am 1. Oktober Pflichtmitglicd der Kasse wurde, war für ihn

der 4. Oktober der erste Zahltag, dtr 1. November d*:r zweite. Seinen Antrag

auf Ruhen seiner Rechte und Pflichten hat er aber erst am 4. November re¬

stellt, also nach dem zweiten Zahltage. Der Antrag ist also nicht recht¬

zeitig nach den Bestimmungen des § 519 RVO. gestellt und kann daher nach

§ 520 RVO. erst mit Beginn des nächsten Kalenderviertcljahres, mit dem

I. Jam.ar 1921. berücksichtigt werden."

Verhängung von Geldstrafen gemäß 8 530 Abs. 3 RVO.

wegen Verletzung der Anzeigepflicht aus § 521 RVO.

Die Nrsatzkassen sind gcmäli § 521 RVO. verpflichtet, den

Austritt oder Ausschluß von versicherungspflichtigen Mitgliedern,
deren Rechte und Pflichten ruhen, den Ortskrankenkassen oder

der fiir diese errichteten gemeinsamen Meldestelle spätestens bis

zum Schlüsse des Kalendervierteljahres oder binnen einem Monat

anzuzeigen. Diese Vorschrift wird von einigen Ersatzkassen sehr

Bezugspreiserhöhung.
Der Bezugspreis unserer Fachzeitschrift

erhöht sieß ab 1. Oktober auf

5 Mark vierteljährlich.
Verbandsmiiglleder erhalten diesen

Betrag auf den Verbandsbeitrag zu-

rückvergütet. Die Zeitschrift kann

nur durch die Post bezogen werden.
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Ruft c halten. Z«vai ist dic Unterlassung der An ;en

nach S 5AI. Abs. 3 RVO. unter Strafe gestellt« d. h. das Ver-

:sanit kann eine (ieldstrafe bis zu 20 Mk« verhänge?!.

Dieser geringe Betrag kann, insbesondere jetzt bei der Oeld-

entwertnug, nicht ala strafwirkend bezeichnet werden. Trotz¬

dem bi« ich nicht m der Lagt, festzustellen, dafi verant-

KlUcbe Personen von Ersatzkassau trotz grober VersiöBe und

vielfacher Strafanzeigen schon bestraft worden seien. Vielfach

werden von den VereicherangsSmtera umfangreiche Erhebungen

aßt« die aber in den mir bekannten Pillen niemals zu einer

Bestrafung führten. In einem Falk war von einem ersatzkassen¬

mitglied am 1. Juni 1921 Ruheantrag gestellt. Am 3. Oktober

machte das befreite Mitglied LeUtangsansprOcbe bei der Orts¬

krankenkasse geltend, die infolge des Ruheantrags abgelehnt

wurden. Ks stellte s.ch mm heraus, daß der Betreffende seit

Muts 1921 mein mehr Mitglied der krsatzkasse war. was die be¬

treffende Ersatzkasse aber rächt abgebalten hatte, noch im Juni

1921 bei der Antragstellern die «Mitgliedschaft zu bescheinigen.

Die Unterlassung der Anzeige wurde von der Krsatzkasse dem

Versicherungsamt gegenüber mit Arbeitsuberhäuiung begründet,

was zur Folge hatte, daß das Versicherungsamt von einer Be¬

strafung absah. Was nutzen da alle gutgemeinten Schutzbestim-

tnungen der RVO«, wenn die Versichenmgsämter so verfahren?

Demi daß die Ortskrankenkassen durch die Unterlassung der

Anzeigen ichwef geschädigt werden können, zeigt folgender

Kall:

Kinc Kontoristin war Mitglied der Krankenkasse des Kolner

Vereins weiblicher Angestellter (Krsatzkasse) nnd stellte am

94. April 19 20 Antrag au! Ruhen der Rechte und Pflichten, der

vom läge des Eingangs an Wirkung erhielt. Am 9. Dezember

1911 stellte das Mitglied Ansprüche an die Pflichtkrankenkassc,

trotzdem ihre Rechte und Bflichtea antragsgemäß ruhten und

dal.er auch Ml sie bis dahin kein Beitrag vom Arbeitgeber einge¬

fordert worden wir. Es stellte sich nun heraus, daß die Kon¬

toristin seit 31«Oktober I 920 nichl mehr Mitglied der genannten

Ereatsknsss armr. Eine Austrittsanzeige lag von der Krsatz¬

kasse nicht vor. Wenn mm das Mitglied vor dem 9. Dezember

I9?l aus der versicherungspflichtigen Beschäftigung ausgeschieden

wäre, so wäre sie nirgendwo gegen Krankheit versichert gewesen

und der Ortskrankenkasse wdrem Heiträge fiir über ein Jahr ver-

lorengegangen. Die Strafanzeige aa das Versicherungsamt

hatte die Peststellung ZUf Folge, daü die nach der Satzung der

Ersatzkasse zur Anzeige verpflichtete Leiterin der Krsatzkasse

nichl wußte, dal eine Anzeige über den Austritt an die Orts¬

krankenkasse zu erstatten sei. Ohne jeden Zusatz brachte das

Verskberungsaint diese Feststellung der Ortskrankenkasse zur

Kenntnis. Letztere wandte sich nochmals un das Versicherungs¬

amt und legte dar. aus weichen (ininden von einer Bestrafimg

nichl abgesehen werden sollte. Ks wurden nochmalige Erhe¬

bungen durch das Versicherungsamt veranlaßt zu welchem

Zwecke ist unverständlich und nach der protokollarischen Ver¬

nehmung der Leiterin der Krsatzkasse bewies diese nochmals,

daß sie ihr Amt ohne das Bewußtsein ihrer Pfl iten, ohne

Kenntnis der Satzung ihrer eigenen Krsatzkasse v sah. Man

hätte nun erwarten dürfen, daß eine Bestrafung erfo.gen wurde.

Statt dessen Stellte das Versieherungsamt das Strafverfahren ein.

weil es aui einmal entdeckt hatte, daß d.e Strafverfolgung gegen

d.e Leiterin der Ersatzkasse verjährt sei« Dieser Auffassung konnte

die Ortskrankenkasse iedoch mehr beitreten, und zwar aus tol-

fenden (irunden:

Nach dem Recht des § 141 RVO. kann kein Zweifel darüber

bestellen, daß bei Zuwiderhandlungen, die einen rechtswidrigen

Zustand schaffen, die Verjährung so lange nich! beginnen kann.

als das Ordnnngsinteresse obwaltet. Nach dem Ablaufe der

Kris* aus § 521 RVO. war das Ordm.ngsintercssc jedoch noch

Vorhanden, es bestand ein rechtswidriger Zustand, weil das ver¬

sicherungspflichtige Mitglied, infolge Unterlassung der Au »ige,

der Krankenversicherung entzogen war. Dieser rechtswidrige
Zustand hinderte die Verjährung und erst mit dem Aufhören dieses

Zustandes, am 9. Dezember 1921. begann die Verjährung, die

Iedoch durch die der Aufklärung des Sachverhaltes dienende An¬

hörung der Beschuldigten durch d.is Versicherungsamt unter¬

brochen wurde (Entsch. RVA. vom 21. Dezember 1918, A N. 19,295).

Das rechtliche Interesse, dem die Anzeige aus § 521 RVO.

dienen soll, war un vorliegenden falle kein momentanes, sondern

ein fortlaufendes. Danach unterscheidet *ich beim Unterlasvungs-

delikt die Veri.thru ngsfragfc (Entsch. des Reichsgerichts vom

4. luni 1883).
Weiter stutzt sich die Ansicht der Ortskrankenkasse auf die

grundsätzliche Entscheidung des RVA. 2997 (AN. 1917, S. M4).

Die gesetzliche Bestimmung der Krist zur Anzeige aus §521 RVO.,

deren Unterlassung unter Strafe gestellt ist, bindet diese Anzeige

nichl lediglich an dies,- Prist Vielmehr ist die weitere Unter¬

lassung, nach Ablauf der Verjährungszeit seit Knde der Krist,

der Strafverfolgung nicht entzogen, d\ die Krivt aus $ 521 RVO

nur den Bcg an der Strafbarkeil bezeichnen soll

Das Versicherungsamt trat nochmals in die Prüfung der

Rechtslage ein und mußte der Auffassung der Ort^krankciikas .$

beitreten. Von einer Bestrafung sali es jedoch ab.

Fälschung der Namenunterschrift eines Ruheantrags als

Urkundenfälschung.

Was vorher von den Versicherungsämtern gesagt ist, daß

sie von ihrer Strafbefugnis den K^satzkassen gegenüber gar nicht

oder äußerst selten Oebrauch machen, gilt auch von den ordent¬
lichen Strafbehörden. Das zeigt folgender Kall: Kin auf seinen

Antrag befreites Ersatzkassenmitglied erscheint bei seiner Pflicht¬

krankenkasse und wundert sich, daß ihm Anspruch auf Kranken¬

hilfe verweigert wird. Den ihm vorgelegten Ruhcantrag will es

nicht gestellt haben, es behauptet, daü die Unterschrift des An¬

trags mit der seinen nicht identisch sei. Ks habe zwar die Absicht

gehabt, der Krsatzkasse beizutreten, das sei jedoch nicht ge¬

schehen. Als ihm dies so ohne weiteres nicht geglaubt werden

konnte und daher Leistungsansprüche vorläufig abgelehnt werden

mußten, machte sich der abgewiesene Angestellte Luft in einer

Schimpfkanonade gegen die Ortskrankenkassen. Die Ortskranken¬

kasse brachte den Sachverhalt der Staatsanwaltschaft zur Kenntnis,
und das führte zu einer Strafanzeige der Kriminalpolizei wegen

Urkundenfälschung. Ks war festgestellt worden, daß die Un¬
terachrIfI von einem Vertrauensmann des Ver¬

bandes, dem jenes Mitglied dieser Krsatzkasse anzugehören
hatte, geleistet worden war. Dic Staatsanwaltschaft

stellte jedoch das Verfahren geiccn den Vertrauensmann ein. da

dem Beschuldigten das Bewußtsein der Rechtswidrig¬
keit seines Handelns gefehlt habe.

O. Jacob, Allgemeine Ortskrankenkasse Mannheim.

Zur Auslegung des Erlasses vom 26« Juli 1922.

Durch den Krlaß vom 2(>. Juli 1922 wird für die der Dienst¬

ordnung unterstehenden Krankenkassenangestellten derselbo

Rechtszustand wiedcrhcrgcste.t, wie er vor Herausgabe des

Stegerwa'dschen Krlasses vom 23. Januar 1921 bestand.

Das Bcsoldungsspcrrgesctz soll nach dem Krlaß vom 26. Juli

1922 in einem beschränkteren Umfange Anwendung finden,
als es durch den Krlaß vom 13. Januar 1921 beahs.chtigt war.

Tatsächlich ist die Wirkung des Sperrgesetzes jetzt anf die
Kassen beamten beschränkt, die vor Kintritt in den Kasseu-

dienst bereits staatliche oder gemeindliche Beamte waren oeter

nach § 359 RVO. alte Kassung ausdrücklich als ..Beamte** an¬

gestellt worden sind, die Rechte und Pflichten der staatlichen

oder gemeindlichen Beamten übertragen erhalten und die^o

Beamteneigenschaft durch Erklärung auf Orund des Qesetzes vom
2H. Juni 1919 aufrechterhalten haben. Diese Auffassung ist jetzt

auch im preußischen Ministerium für Volkswohlfahrt vorhanden.

Die der Dienstordnung unterstehenden Krankenkassenange¬
stellten, auch wenn sie Anrecht auf Ruhegehalt haben, sind

zweifelsfrei n i c h t als BcanHe im Sinne des Sperrgesetzes an¬

zusehen. Kür die Definition des l*earntenbegniis soll ausdrück¬

lich die ..weitere Stellungnahme des Herrn

ReichSministers der J u s t i z*4 .maßgebend sein. In den

Verhandlungen mit dem Reiehslustlzminister ist klargestellt
worden, daß das Merkmal einer dauernden Versorgung ge¬

geben sein muß. wenn es sich um Beamte im Sinne des Snerr¬

gesetzes handeln soll. Dic Kassenangestellten sind nicht in

diesem Sinne dauernd versorgt, sie sind auf Kündigung ange¬

stellt und haben auch teilweise keinen Anspruch auf Ruhegehalt,
zum Teil nicht so weitgehenden wie dic Beamter». Die Kün-

digimgsmog'ichkeit ist zwar insofern beschränkt, als sie nach

fünf- oder zehnjähriger Beschäftigung nur noch bei Vorliegen

e.nes wichtigen Orundes gegeben ist. Der wichtige Orund braucht

aber nicht" unbedingt in der Person des Betreffenden zu liegen.
Im Falle der Kündigung geht das Anrecht aui Pension ohne

weiteres verloren. Die Worte im zweiten Satz des Erlasses

vom 2(\ Juli 1922 „lebenslänglich oder nach Landesrecht un¬

widerruflich oder mit Anrecht auf Ruhegehalt41 sind dem $ 359

Abs. 1 alte Kassung der ReichsversicherMrigsordnung entnommen.

„Mit Anrecht auf Ruhcgeha't'' ist In diesem Sinne eine au-le.re

Bezeichnung für Je bensl ä ngl lc b*\ Dieser zweite Satz

betrifft also nur dic Beamten. Das geht auch aus dem näch¬

sten Satz hervor, in dem int Ucgetvsatz hierzu von den An¬

gestellten auf Kündigung die Rede ist. Bei den auf

Kündigung Angestellten muß Anrecht auf Pension — und zwar

ein mit dein der Beamten gleichwertiges — bestehen, das im

falle der Kündigung erhalte n bleibt und nur dann

verlorengebt, wenn die Kündigung aus Gründen erfolgt« de

aach in einem Disziplinarverfahren gegen Beamte den Verlust

des Ptnsionsanspruches rechtfertigen würden. Den dienst-

ordnungsmäßig angestellten Krankenkassenangestellten bleibt

aber dieser — zum Teil noch minderwertige — Anspruch auf

Pension im Palle der Kündigung nicht erhalten, anch nicht,

wenn die Kündigung aus anderen Gründen erfolg! als solchen.
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die in einem Disziplinarverfahren gegen Beamte den Verlust des

PensionsarSpruches rechtfertigen würden. Die Disziplinierung

eines Beamten ist ungleich schwerer, als die Kündigung eines

KassenangesteUten aus einem wichtigen Grande. Der Begriff des

wichtigen Grandes, aus dem den KassenangesteUten gekündigt

werden kann, deckt sich mit dem gleichen Begriff im § 62b BOB.

Die Rechtsprechung hat beharrliche Weigerung und damit einen

Wichtigen Grand zur Kündigung schon dann als gegeben an¬

gesehen, wenn trotz voraufgegangener Verwarnung ein Ange¬

stellter sich des wiederholten Zuspätkommens schuldig gemacht

hat. Der Angestellte \eriiert in diesem Kal.e ohne weiteres sein

Anrecht auf Pension. Oegea den Beamten wird aus solchem

laß kein Disziplinarverfahren anhängig gemacht, geschweige

denn seine Entlassung und der Verlust der Pension deshalb aus-

gtsprocher. Wir haben auch noch nie gehört, daß ein Staats¬

beamter wegen allzu langsamen Arbutens ohne Pension ent¬

lassen worden ist.

Aber abgesehen davon kann, wie schon angedeutet, der

Kassenangestellte trotz Vorliegens einer beschränkten Kün-

digangsmöglichkeil gekündigt werden aus Gründen, die nicht in

seiner Person liegen. Z. B. ist es, wie aus der Begründung der

ReiclUversicberaiigsordnung hervorgeht, als itchtiger Orund

zusehen, wenn eine Kaaae infoige Rückgangs der Mitgliederzabi

Bi r Personalverringcrung gezwungen ist. Das gleiche gut im

Falle der Auflösung oder Schließung einer Kasse. In all diesen

I SOen geht der Pcasionsanspruch ebenfalls ohne weiteres ver¬

loren (j 302 RVO«). Die Ansprüche der Kassen beamten da¬

gegen sind zu befriedigen (S 306 RVO.). Die Beamten haben

Anaifruch aui Wartegeld. Der Kassenancestetltc besitzt solchen

Anspruch nicht. Günstigstenfalls kann der Kassenangestellte

durch Zahlung einer Anerkenungsgebfthr aus eigenen Mitteln

oder dusch freiwillige Beiträge seinen Pensionsanspruch

gegenüber dem Versichcrungsvcrein, bei dem die Kasse vielleicht

versichert ist. aufrechterhalten. Bei Auflösung oder Schließung
einer Kasse konnte ein Anspruch gegenüber der Kasse ja schon

deshalb nicht geltend gemacht werden, weil die Kasse nicht

mehr existiert.

Der letzte Satz des Absatzes 1 des Erlasses vom 26. Infl

1922 ist nur im Zusammenhange mit dem vorhergehenden Satz

za betrachten und bedeutet« daß nur insoweit, als auch im

K a ! I e einer Kündigung das Anrecht auf Pension

erhalten bleibt, die Angestellten, die erst nach Ablauf einer

bestimmen Dienstzeit ein solches Anrecht erwerben, erst von

diesem Zeitpunkte ab unter das Sperrgesetz fallen.

Auf Jie Vorteile, die die KassenangesteUten durch den

Wegfall des Stegerwaldschen Erlasses haben, haben wir bereits

auf Stile 134 dieser Zeitschrift hingewiesen.

Verwaltung.
Der 26. deutsche Ortskrankenkassentrg. Pie diesjährige Jah¬

resversammlung des Hauptverbandes deutscher Ortskranken¬

kassen. findet am 3.. 4. und 5. Scpteml>er in Karlsruhe statt. Die

Tagung v. ird sich in der Hauptsache beschäftigen mit der Reform
der Reichsversieherungsordnung. dem Reichsversorgnngsgeseta
und der Reorganisation des HauptverbandCS deutscher Orts¬

krankenkassen. Die Tagung ist von aufierordentüchef Bedeutung
iar die weitere Ausgestaltung der deutschen Sozialversicherung.

Neue Gesetze, l^er Reichstag hat einige weitere Aenderun¬

gen der Sozialversichcruugsgesetzc beschlossen, dic nunmehr

veröffentlicht worden sind.

Zunächst sieht das Gesetz über die Pauschbeträge für die

Spruchsachen bei den Oberversicherungsärntern vom 24. Juni

1922 (ReichSgesetzblatt S. 542) eine Aenderung des § 80 der

Reichsversieherungsordnung in folgender Passung vor:

..Sämtliche Kosten des Oberversicherungsamts trägt das

I ?.nd. lue Versicherungsträger haben fur iede Spruchsache, an

der sie beteiligt sind, einen Panschbetrag zu entrichten, den der

Reichsarbeitsminister mit Zustimmung des Reichsrats für jedes

Gebiet der Arbeiterversicherung einheitlich festsetzt. De

Paaschbeträge sollen die tatsächlichen Kosten der Oberver-

Sicherungsämter ohne die Bezüge der Mitglieder und ihrer

Stellvertreter sowie ohne die Gebühren t>? 1803) zur Hälfte

decken.
In die Kasse des Landes fließen die Gebühren nach § 18' \

die Geldstrafen nacl: den §§ 7f>, 1679, et Beiträge nach § S2

w.e die nach ft 1802 besonders auferlegten Verfall ü iten.

Sind in einem Falle solche Kosten i1 erstatten, so v<

eh der Paus.; j entsprechend/1
Das Gesetz tritt mil Wirkung vom 1. Janaar 1021 in Kraft.

Die Geldstrafen In der Reichsversieherungsordnung und im

Vet^iclMrnngsgesetz lur Angestellte sind durch ein Gesetz vom

24. Juni (Reichsge. att S. 566) j
* worden« Dana i

rd der Höchstbetrag dei Geldstrafen in bei ;n Versicheru

gesetzen au: das z« >ht. Nur wenn ais Strafe in i

Gesetzen das ein- oder mehrfache eines bestimmten Geld¬

betrages angedroht oder zugelassen ist, gilt diese Aenderung
nicht. In den §S 147 RVO. und 360 Satz 1 des Versicherungs-
getetzes für Angestellte wird das Wort Dreihundert durch das

Wort Dreitausend ersetzt.

Ebenfalls geändert unter dem Gesichtswinkel der Geld¬

entwertung wurde das Gesetz über dio Erhöhung der Bezüge
aus der Uniallfürsorge tür Gefangene am 26. Juni 1922 (Reichs¬
gcsetzblatt S. 566), und zwar wie folgt geändert:
1. Im § 3 Abs. 3 wird das Wort »dreihundert" durch das Wort

..dreitausend" ersetzt.

2. Im | 4 Abs. 1 wird das Wort „neunzig1* durch das Wort

..eintausendachthundert" ersetzt.

3. Im § 4 Abs. 2 und Abs. 3 wird das Wort ..zweihundert-

siebenzig" durch das Wort „fünftausendvierhunderf ersetzt.

4. Im § 14 wiro das Wort ..sechzig41 durch das Wort .,ein-

tausendzweihanderiM ersetzt.44

Die Verordnung über Ausdehnung der Zulaeen In der Unfall¬

versicherung vom 29. Juli 1922 (RGBl. I S. 672), die mit Wir-

hang vom 1. April 1922 in Kraft tritt, besagt folgendes:

„Dic Vorschriften des Gesetzes vom 28. Dezember 1921 fin¬

den bis auf weiteres auf fremde Staatsangehörige Anwendung,
die seit dem 1. Januar 1921 ununterbrochen in Deutschland

ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Auf Antrag können dio

Träger der Unfallversicherung nach billigem Ermessen Deut¬

schen, die sich im Auslande aushalten, Zulagen auf Grund vor¬

stehenden Gesetzes ganz oder teilweise gewähren. Wird der

Antrag abgelehnt, so kann auf Beschwerde die Aufsichtsbehörde

die Oewährung der Zulage anordnen. Das Reichsversicherungs¬
amt kann näheres über die Durchführung der Verordnung and

über das Verfahren bestimmen."

Zur Durchführung des 8 7 des Relchsversorgungsgesetzes

ist vom Rcchsarbcitsmiiiister unterm 3. Juli 1922 eine Ver¬

ordnung erlassen, die ausführliche Vorschriften über die den

Versorgungsberechtigten zu gewährenden erforderlichen Kör¬

perersatzstücke, orthopädischen und anderen Hilfsmittel, ferner

auch über die Gewährung, die Beschaffung und den Ersatz von

Fbhrerhundca und Handegeschirr sowie über die Instandsetzung

des Hundcgeschirrs usw. enthält. Die Verordnung ist im ReichS¬

gesetzblatt Teil I Nr. St S. 574 und 575 verölten tiieht.

Kerner sind die folgenden, zum Teil schon in Nr. 16 unserer

Zeitschrift behandelten Gesetzesabänderungen nunmehr \ er-

Offentlicht:
Im ReichSgesetzblatt Nr. 55 das Gesetz über die Bezüge

von Sozialrentnern vom 18. Juli 1922. das Gesetz über die Aen¬

derungen in der See-Uniall vei Sicherung vom 21. Juli 1922 and

das Gesetz über Aenderungen der Rcichsvcrsichciungscrdnang

vom 21. Juli 1922 (Wochenhilfe, Anwartschaft in der Invaliden¬

versicherung).
Im ReichSgesetzblatt Nr. 56 die Bekanntmachung des Wort-

faHtfl des Gesetzes über NotstnndsmaUnahmen zur Unterstützung

von Rentenempfängern der Invaliden- und AngcstelltenvercJehe-

run\i vom 29. Juli 1922, die Ausführungsverordnung zuui Gesetz

über Notstandsmaßnahmen zur Unterstützung von Rentenempfän¬

gern d-ir Invaliden- und der AngcstefKenvcrsicherung. Zweiter

Nachtrag, vom 29. Juli 1922; die Bekanntmachung des Wortlauts

der Ausführungsverordnung zum Gesetz über Notstandsmaß¬

nahmen zur Unterstützung von Rentenempfängern der In\a!i<j2n-

und Angestelltenversicherung, vom 29. Juli 1922.

Aus dem Geschäftsbericht des Reichsversieherungsamfs für

1921. Der in Nr. 3 de: „Amtlichen Nachrichten'4 1922 erschienene

Jahresbericht des Reichsversicherungsamts für 1921 gibt e\n

anschauliches Bild über den Stand der deutschen Sozial¬

versicherung und ihre Portschritte« Im folgenden wollen wir

einige besonders bemerkenswerte Ausführungen des Rcichsvtr-

s cl lerungsamtes kurz wiedergeben.

I. U n f a ! I v e**s icherung: Ks bestanden im Berichts¬

jahr« 67 gewerbliche und 45 landwirtschaftliche, insgesamt

112 Berufsgenossenschaften, ferner 185 Reichs- und Staatsaus¬

führungsbehörden für Reichs- und Staatsbetriebe. Die Zahl .ier

versicherten Personen betrug 27 Millionen. Die im Jahre

1921 geleisteten Entschädigungen betrugen nach einer vorläufigen

Ermittelung 478264 265 Mk. gegen 1733187 15 Mk, im Jahre 1915.

An Rentenzulagen wurden rund 89446000 Mk, gezahlt. Nach«

traglieh ist zugelassen worden. daB in Höhe der Rentenzulagen

Kriegsanleihen auf die lautenden Postvorschüsse abgegeben

werden können.

Der Verband der deutschen landwirtschaftlichen Berufs«

genossenschaften ist om Vorschläge über v- taltung des

rtarHwesens r landwirtschaft nen Berufsgen en-

schaften ersuch! worden. Die 1 irungen der j«1« ¦

ver h ü t u ug drängen n in de len reu Zweck

und Nutzen darzulegen. Ah gute Lehrmil nmen I. ild

*r Film in Betracht. I icht, d« den Lehrplan

Jer Wei chulen »iie I ah besonderes L«

nmen Iu •¦ • -
trat eine
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der Unfälle bei der Bedienung elektrischer Anlagen und Kin-

richtungen ein. Es wll für eine gründi che Beiehrung der länd¬

lichen Bevölkerung über die Gefahren des elektrischen Stromes

Sorge getragen werden.

I Berichtsjahre haben weitere Berufsgenossenschaften Ver¬

treter der Versicherten an der Peststeilung der Entschädigungen

beteiligt Gemischte Kutscha ligangskommissionen bestehen jetzt

bei 29 gewerblichen und 14 landwirtschaftlichen Berufsgenossen¬

schaften, also noch nicht bei Aar Hälfte Jer Gesamtzahl der

Berufsgen «schatten. Aus der Rechtsprechung zur Unfall¬

versicherung ist hervorzuheben: Bei Prüfung eines Anspruchs

auf Elternrente aus £ fW ier RVO. kann die Arbeitsunfähigkeit

tin i Bedürftigkeit des Verwandten der aufsteigenden Linie, die

erst nach dem Tode des Abkömmlings, wenn auch in innerem

Zusammenhange mit diesem Ereignis eingetreten ist. nicht bc-

rficksichtigt werden.

Die A chhiSfrlst des § 1548 der Reichsversieherungsord¬

nung gehört zu den Kristen. deren Lauf nach den Bestimmungen

des Vertrages von Versailles für die Kriegsdauer gehemmt war.

Vor Nettfeststellung einer Dauerrente wegen Aenderung der

Verhältnisse ist, abgesehen von den Pillen des § 1596 ner RVO.,

eine ärztliche Untersuchung des Verletzten nicht eriorderlich,

wenn der Versicherungsträger nach Lage der Sache der An-

lichl sein konnte, daü hierfür die Kntscheidung entbehrlich sei.

Bestimmt ein Versicherungsträger, daß der Berechtigte im

Kinspruchsveriahrcn vor ihm und nicht vor dem Versicherungs¬

amte vernommen werden soll, so ist er nicht berechtigt, eine

andere Stelle um die Vernehmung im Wege der Rechtshilfe zu

ersuchen.

Ueber die Dauer des Rekursverfahrens in Unfallsachen er¬

fahren wir, daß 37,1 Proz. der Rekurse in dem ersten Jahre

nach der Einlegung erledigt wurden.

IL I n v a I i d e n - und Hinterbliebenenversiche¬

rung. El ist zu hoffen, daß die Versicherungsanstalten die

Schulden aus der Vergangenheit durch die Erhöhung der Bei¬

träge decken und den Anforderungen an Renten!eirtungen, Heil¬

verfahren und anderen dem Gesundheitszustand der versicher¬

ten Bevölkerungskreise dienenden Maßnahmen gerecht werden

können. Nach einem Randerlnsse sollen sich auch die mittleren

Beamten de» Versicherungsanstalten an der selbständigen Kr-

ledigung der Dienstgeschäfte beteiligen. (Aehnlich wie die Reichs¬

und Staatsbeamten der mittleren Kategorie. Anm. d. Redaktion.)

Nach den vier.e.jahrliehen Naehweisungen Heien am 31. De¬

zember 1921 einsehtieBlich der Reuten, dic noch in WegiaM ge¬

bracht worden sind, bei den 29 Versicherungsanstalten 9GO560

Invalidem ten, 65339 Krankenrenten, 255 600 Altersrenten,

lt)o 343 Witwen(Witwer)renten, 4148 Witwenkrankenrenten,

457 616 Wasenrentcn und 114 Zusatzrenten, im ganzen also

I 643 720 Renten.

Der Kriös aus dem Verkaufe von Beitragsmarken betrug im

Jahre 1920 483 249 697 Mk.. im Jahre 192 1 1600916558 Mk.

Das ReinverntÖgen der Versicherungsanstalten hat im Jahre

1920 um 242513715 Mk. abgenommen.

Weun auch die Tuberkulosesterblichkeit und die Zahl der

Tuberkuloseerkrankungen seit 1918 etwas zurückgegangen ist,

so Ist mil caier erneuten erheblichen Zunahme der Krkrankun-

gen zu rechnen, wenn die während der Kriegszeit heran¬

gewachsene, anterernihrte Jugend in das erwerbstätige Alter

gelangen wird. I>em vorzubeugen, sollen dic Lungemiirsorge-

Stellen weiter ausgebaut werden.

Die Landesversicberungsanstalteu setzten den Kampf gegen

d*e nu unverminderter Heftigkeit wütenden Geschlechtskrank¬

heiten planmäßig fort. Als geschlechtskrank wurden 86 450 Per¬

sonen durch Meldung bei den 170 Beratungsstellen ermittelt.

Erwähnenswert ist, daß aui die Aufwendungen fiir Kinder

5%s;>os Mk. entfallen.

Der Gesamtbetrag der von den VersMfcerungsträgern bis

zum 31. De/ember 1921 jur gemeinnützige Zwecke angewandten

Mittel belauf! sich aui 1646489891 Mk.

Aus der Rechtsprechung zur Invaliden- und Hinterbliebenen¬

versicherung sind kurz folgende Grundsätze zu erwähnen: Die

Zulagen bilden keinen Teil der Rente. Die Zulage ist nicht zu

gewahren, wenn die Invalidenrente gemäß $ 1522 RVO, nicht

gezahlt war emer. daß der Bezug von Kriegselteru^eld auf

Grand des Mil linterbliebenengesetzes vom 17. Mai 1907 oder

einer bedingten Rente nach § 25 des Mannschaftsversorgungs-
gesetzes vom 31. Ma. 1906 weder den Anspruch auf Z e noch

Beihilfe
'

eBt Auch bei schweren Kriegsverletzungen
(Vei u | oder 1 trnde Gebrauchsunfähigkeil enes Armes oder

Beines) ist die Annahme -c Anpassung oJer Umlernung (so¬

genannte Ge* ang) nicht auszust zn. Ks bedarf aber

1 er bes : iers sorgfältigen Prüfung alier Umstände. Verall-

erungen smJ unzu *:. Dauernde Inv. tat liegt vor,

w^nw vier Rentenbewerber das lür ihn in Betracht kommende
1 >hndi nur bei Benutzung einer . .• Brille \ i en

fc e Landen .her;. mstalt aber deren Beschaffung

ablehnt und der Rentenbewerber selbst nach seinen Mitteln zu

ihrer Beschaffung nicht imstande ist. — Zu den ehelichen Kindern

im Sinne des § 1259 der RVO. gehören auch die auf Grund der

H 1741 bis 1772 des Bürgerlichen Gesetzbuches an Kindes Statt

angenommenen.

III. Krankenversicherung. Die Gepflogenheit des

Reichsversicherungsamtes, dic Kassenhauptverbände vor Knt¬

scheidung zweifelhafter Rechtsfragen zu hören, hat sich auch

im Berichtsjahre bewährt. Aus dem Inhalt der Kntscheidungen

der Beschlußsenate ist folgendes mitzuteilen: Maschinenbau-

beflissene, die in einer Eisenbahnhauptwerkstätte eine praktische

Ausbildung durchmachen, damit sie den Vorlesungen auf der

Technischen Hochschule mit Verständnis folgen können, sind

nicht Lehrlinge im Sinne des § 165 Abs. 1 Nr. 1 der RVO,

Kine Satzungsbestimmung, welche für versicherungsfreie
Familienmitglieder der Versicherten Innerhalb des Kassenbezirks

freie Behandlung durch Kassenärzte, außerhalb des Kassen¬

bezirks statt dessen die Gewährung baier, die Kosten der ärzt¬

lichen Behandlung im allgemeinen nicht deckender Beihilfen vor¬

sieht, widerspricht dem Grundsatz der Gleichberechtigung der

Kassenmitglicder und ist unzulässig.

Die Weitervcrsicherung nach § 313 der Reichsversieherungs¬

ordnung kann nur bei der Kasse erfolgen, welcher der Ver¬

sicherte beim Ausscheiden aus der versicherungspflichtigen Be¬

schäftigung angehörte. Die Anzeige der VVeiterversichcrung bei

einer hiernach unzuständigen Kasse ist nicht rechtswirksam,

auch wenn sie innerhalb der im § 313 Abs. 2 der RVO. bezeich¬

neten Krist rechtzeitig erfolgt ist.

Zum Inhalte der Krankenordnung wurde folgendes ausge¬

sprochen: Durch die Krankenordnung kann den KassenmitTÜedern

die Pflicht auferlegt werden: 1. sobald sie eine Geschlechts¬

krankheit bei sich wahrnehmen, es sofort der Kasse zu melden,

2. wenn sie geschlechtskrank sind, den Vorladungen und An¬

ordnungen der von den Versicherungsanstalten fiir Geschlechts¬

kranke zu folgen und 3. geschlechtskranke nichtVersicherte

Familienangehörige der Kasse zu melden und sie zur Befolgung

der Vorladungen und Anordnungen der Beratungsstellen an¬

zuhalten.

Die regelmäßige Zuziehung eines Mitgliedes des Be¬

triebsrats der Krankenkasse zu den Vorstandssitzungen ist un¬

zulässig. Die Zuziehung eines KassenangesteUten zu den

Sitzungen des Vorstandes einer Krankenkasse zur Unterstützung

des Schriftführers ist im allgemeinen zulässig.

Kine Verpflichtung zur Anmeldung der im Betrieb Beschäf¬

tigten besteht für den Arbeitgeber auch dann nicht, wenn die

Arbeit für längere Zeit als eine Woche unterbrochen wird, das

versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältttis aber während

der Dauer der Unterbrechung fortbesteht.

Aus dem Verwaltungsbericht der Maschinen- und Kleln-

eisenindiistrieberufsgenossenscliaft fiir das Rechnungsjahr 1921.

Bei der Berufsgenossenschaft waren am 31. Dezember 1921 9858

Betriebe versichert Die Zahl der versicherten Personen ein¬

schließlich Unternehmern und Bureaubeamten stieg von 339 112 im

Jahre 1920 auf 313 018 im Berichtsjahre, also um 1,15 Proz. Der

durchschnittliche Jahrcscnigeit der beschäftigten Personen betrug

1921 1 6 25 3 Mk., im Jahre 1913 162 6 M k. An Unfällen kamen

21625 (gegen 1R293 im Vorjahre) zur Anmeldung. Entschädigt
wurden 16 625 Unfälle (17 220 im Vorjahre). Die Gesamtumlags

für 1921 beläuft sich auf 34 967 371,43 Mk. gegen 15 376 560 9,?

Mark für 1920. Der Beitrag der MiteMeder beziffert sich fftv

1000 Lohneinheiten anf 1,01 Mk., iür 1000 Mk. Kntgelt auf 6,38 Mk.

Die vorjährigen Beiträge beliefen sich auf 075 Mk. und 4,58 Mk.

Der Eingang der Lohnnachweisungen ließ viel zu wünschen

übrig. In 051 Källen mußte eine Abschätzung des anrechnungs-

fähigen Entgelts vorgenommen werden, weil beim Abschluß der

Heberolle ein Lohnnachweis nicht vorlag. Interessant sind dic

Keststellungen der Berufsgenossenschaft über die Tageszeit und

die Wochentage der im Jahre 1921 zur Anmeldung gekommenen

Unfälle. Danach haben sich ereignet: a) zwischen 12—6 Uhr

vormittags 37, zwischen 6—9 Uhr vormittags 379, zwischen 9

bis 12 Uhr vormittags 678, zwischen 1.2—3 Uhr nachmittags 474.

zwischen 3—6 Uhr nachmittags 214, zwischen 6—9 Uhr nach¬

mittags 61, zwischen 9—12 Uhr nachmittags 27, unbestimmt 23;

b) am Montag 3.34, am Dienstag 333. am Mittwoch 306. am

Donnerstag 3 0, am Freitag 3«29, am Sonnabend 273. am Sonn¬

tag 16, unbestimmt I. Man sieht also, daß die'Unfälle ziemlich

gleich sieh aui aVe Wochentage verteilen, jedenfalls fordert der

berüchtigte M -ntag nicht mehr Opfer wie andere Tage. Daß

die So; hinfalle geringer sind, hat wohl hierin seineu

CirunJ, daß an diesem Tage fast überall die Arbeit spätestens

von 2 Uhr ab ruht. Von den Unfällen des Jahres 1921 haben

s h 44 Pro/, an Maschinen nnd maschinellen Einrichtungen,

56 Proz, auf andere Wel ereignet. An der Explosion im

Werke Oppau ier I' • ien Anilin- und Sodafabrik am 21. Sep- .

tember 1921 ist d.e Maschinenbau- und Kien .mndustrieberufs-
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genossenschaft mit 23 Kälten beteiligt, darunter verlief einer

tödlich.
Im Jahre 1921 wurden für 16625 Unfälle 11514450,24 Mk.

..^Schädigungen gezahlt. Die Zahl der entschäumen Unfälle

ist gegen das Vorjahr um 595 niedriger, dagegen für die ge¬

zahlten Entschädigungen Um 4 113 626 Mk. gestiegen. Die Ge¬

samtausgaben der Berufsgenossenschaft einschließlich aller Ver-

waltungsaufgabea beliefen sich im Berichtsjahre auf 19090122

Mark. Das Vermögen der Berufsgenossenschaft betrug am

Schlüsse des Jahres 1921 55 191 913 Mk., davon sind im Reichs-

ichuldbuch 5 908 665 Mk. und in Wertpapieren 5 214 580 Mk.

angelegt.

In 8 Källen hatte die Gesetzforderung der Berufsgenossen¬

schaft in Schadenfällen gegenüber Dritten Eriolg. In den

meisten Lallen handelte es sich um die Nichtbeachtung von Un-

fallverhütungsvorschriiten durch die Unternehmer sowie Ver¬

treter und Letriebsbeamte.

Bemerkenswert ist noch, daß die Berufsgenossenschaft
in 783 Fällen Wagen nicht freiwillig gezahlter Beiträge zur

Zwangsvollstreckung gegen Unternehmer schreiten mußte mit

dem Erfolge, daß auf diese Weise 782 Lalle erledigt wurden. VV.

Die Tagung des Verbandes der Ortskrankenkassen der

Provinz Schleswig-Holstein und des Freistaates Lübeck am

6. August In Rendsburg nahm u. a. auch zur „Gehaltsfrage der

Angestehten41 Stellung. Ks wurde ein Antrag angenommen, die

Tanfgemeinschaft zwischen dem Hauptverband deutscher Orts¬

krankenkassen und dem Zentralverband der Angestellten wiecto*

wie vor 1922 für das ganze Reich abzuschließen, d. h. die Grup¬

pierung unJ I>eso_Jung wieder zentral zu regeln. Im übrigen
ermahnte der Vorsitzende die Anwesenden, jederzeit treu zur

Tanfgemeinschaft zu stehen und sie nicht durch Sonderab-

machuagea zu durchkreuzen.

Der Gesamtverband der Krankenkassen Deutschlands E. V.«
Sitz Essen« hielt am 10. und IL Juli in VViirzburg seine dies¬

jährige Mitgliederversammlung ab. Ks waren über

400 Teilnehmer aus allen Teilen Deutschlands erschienen, dar-

un:cr Vertreter des Reiehsarbe.tsmiriistcriums, des Bayerischen
Ministeriums für soziale Kürsorge, des Reichsversicherungsamts.
des Bayerischen Landesversicherungsamts, der Landesversiche-

rangsanstalten Bayerns, des Oberversicherungsamts Würzburg,
der Stadt Würzburg, anderer Krankenkassenhauptverbände so¬

wie des Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Gew erkschafts-

nnges. Die Zahl der Verbandskassen beträgt jetzt 658, 76 traten

im Jahre 1921 neu bei. Vorträge hie'ten Herr Ministerialrat Pro-

iessor Dr. Martineck-Berlin über „Krankenkassen un ! Wohl¬

fahrtspflege4, Herr Ministerialrat Dr. Schulz-Berlin über „Zu¬
kunftsaufgaben der Sozialversicherung44 und der VerbandS-
geschäftsffihrer über Arzt-, Zahnarzt-, Dentisten-, Apotheker-,
Drogisten-, Optiker- und Krankenhaus:ragen. Von den gefaßten
Beschlüssen, soweit sie nicht Gesetzesabänderungen betreffen«
seien folgerde mitgeteilt:

1. Der Verbandst..;; des OesamtVerbandes ist cinnuitu der Auffas^unz. daß

die Ke*:e._\*art.£ von den Landesvers.cherunusan aalten gewährte EittSOgSgeblkf
ii-. keioef Weise den angewendeten Kosten entspricht. I!r fordert, daß

a) den Krankenkassen die durch inj i.mzugsverfahrcn wirklich entstandenen

Kosten \oP ersetzt werden, oder dat..

t) vx-nn tfieitf selbstverständlichen Forderung nicht gfSlgl wird, die Auf-

liebu.ij; des KinzuKsverfahrcns Erfolgt und

e> dm Reichsvcrsiclitrun^samt bei Anrnfunjc Ibff dic Prüfurs der Leistung-

iühukeit der Krankenkassen berücksichtigt

2. Die Reicfcsrcgiofong hl erneut za ersuchen, für die Verabschiedung des

Qesetsetltwrfet über d.e PMcktverbtadt der Krankenkassen mit allem Nach«

I | ..zutreten. Der Verbandst« erwartet von den Abgeordneten, daß ifa

sich evtl. nr ter EteMngnng enes Initiativanträge* für die Verabschiedung des

liesetientwnrfes einsetzen, tline vorherige Besprechung des Eutwnrtcs mit den

Vertretern der Kasscnvcrbindc erscheint dem Verbandstag erforderlich.

& Die Zahl der Äerzte ist in Deutschland weit über den Bedarl gestiegen.

MehraaM der Krankenkassen Ist die freie Arstwahl aafgexwangea. Diese

Tatsachen babea die Krankenkassenhanptverbiade bei ihren Verhandlungen w t

Aerzten aa Zugeständnissen bringen müssen, welche die Kassen geldlich

schon beute tnertrtglich belasten. Der Verbandstag erblickt bierin sowie in

- baap I _h nur durch freie Vereinbarung getroffenen um I •

-: des Verhältnisses guiseben Krankenka n und Aerzten eine Oefahr für

•

gesamten Fortbestand der Kr. .versichern] Der Verbandstag erwartet

baldige gesetzliche Re^clun^ der gei n Beziehungen. Der Verbands«

verlangt veiter die ernstliche Prüfung der I der Abgeltung der Sach«

. 'i der Krankenpflege durch Bargeldentschädigung.

4 a) Die Verhältnisse sind in den verschiedensten Teilen des Reiches außer-

ttieta ungleiche. IS muH daher gefordert verdeti, daß Krankenkassen und

enhausverwaltungea I aw« deren Organisationen bezirklich verhandeln.

Die Krankenka en sind nicht m der Lage, die Krankenhäuser unter d< n

tigen Verhältnissen durch Bezahlung hoher Pflegesätze allein ober W

halten. Nicht die • mten Seil tl sten der Ki scr lassen

rch dm Pflegesatz von den Krankenkassen erheben, e) Krankenhäuser
•

ten, die der gesamten öffentlichen Wohlfahrt zu die • Zu

ichtpng und Untei Ind dic Gemeinden bzv, die Traget der Q

Wohlfahrtspl verpflichtet. V. i private Anstalten deji Gemeinden
• Verptli m[ abgenomt^e*. haben, haben !. *

re die Aufrechterhaltung des

etriel evtl h I hen, weiche sie selbst

b bei ihren eigenen Vnstalten such /.. lei haben, dj 1». r an

kassrn sind gezwungen, eine st.r^faltKe AusqraM der Falle vorzunehmen, welche

sie dtn Krankenhäusern zuweisen. Nur in dringend notwendigen Fallen, die nur

durch Kranker.lv.usbehandlung geheilt werden können, i t Utztere zu gewähren.
Dabei darf der Aufenthalt irn Kranke.nhaooo das unbtd-'nijt nofuendige Maß an

Zeit nicht überschreiten. Den Krankenkassen ist iaribOf ein Kontrollrecht ein¬

zuräumen, e) Den KrankenhauSVorwnK immer wieder klar zu machen,
daß die üeuährung von Krankenhaus^legt nicht zu den Pflichtleistungen der

Krankenkassen gehört. Wo man Verhandlungen ablehnt aiM es an F.ntgegen-
kotnmen fehlen läßt, muß evtl. jede Zuweisung eingestellt werden und ist nur

nach §§ 1M1 ff. der Reichsversieherungsordnung für die Kranker.l.auspflege

Ersatz zu leisten.

Der Antra? einer Kasse, die beiden Krankenkassenverbändfc

(Haupt- und üesamtverband) zu einer Organisation zu ver¬

schmelzen, wurde fast einstimmig abgelehnt, da dieselben

Gründe, die im Jahre 1912 zur Gründung des Gesamtverbandes

geführt haben, auch heute noch für vorliegend erachtet wurden.

Die nächste Mitgliederversammlung; soll in Aachen statt¬

finden.

Monatsschrift für Arbeiter- und Angestelltenversicherung.

Die Nr. 11 des 7. Jahrgangs 1919 dieser Zeitschrift ist vollständig

vergriffen. Leser unserer Zeitschrift, die sie entbehren können,

werden gebeten, sie an die Schriftleitung unserer „Volkstüm¬
lichen Zeitschrift4* einzusenden. Entstehende Auslagen werden

gern vergütet.

Gewerkschaftliches.
Zur Reichsbesoldungsordnunjzu Der Teuerungszuschlag zu

den Bezügen der planmäßigen Reichsbeamten gemäß § 17 des

Besoldungsgesetz vom 30. April 1920 (Reichsgesetzblatt S. 8Ü5)

beträgt: vom 1. Juli 192 2 ab: Zu dem Grundgehalt, den

Diäten und dem Ortszuschlage, soweit diese Bezüge den Betrag

von insgesamt 10 000 Mk. nicht übersteigen. 215 Proz., im übri¬

gen 160 Proz., zu den Kinderzuschlägen 160 Proz.; vom

1. August 1922 ab: Zu dem Grundgehalt, den Diäten uni

dem Ortszuschlage, soweit diese Bezüge den Betrag von ins*

gesamt 10 (MK) Mk. nicht übersteigen, 360 Proz.. im übrigea

305 Proz., zu den Kinderzuschlägen 305 Proz.

Der Reichstarifausschuß der Ortskrankenkassen nahm |

einer Sitzung vom 9. August zu den noch schiebenden Streij*

fällen Stellung.
Neben Anträgen der Ortsgruppen Eisenach und Soltau a 4

Aenderung der Ortsklassenzuteüung, die durch eine protokot*
larische Erklärung erledigt wurden, war gegen dic Entscheidung
der Bezirkstarifausschüsse seitens der Kassen Arnstadt if

Thüringen, Lahr in Baden, und \\ arnemünde Einspruch erbobefl

worden. Die Entscheidungen der BezirkstariiausschDsse be*

trafen Höhergruppierungen von KassenangesteUten. Diese Streit¬

fälle wurden zugunsten der Angestellten entschieden.

In Sachen der Entlohnung der Hilfsarbeiter im Gau Han¬

nover, wie in der Prag* der Gewährung von Mankogeldcrn bei

der Ortskrankenkasse Mainz mußte sich der Reicbstarifausscbttl
für unzuständig erklären. Im ersteren Lalle soll der Bezirks-

tarifausschuB entscheiden, im letzteren Lalle empfahl der Reich**

tarifausschuß, für 1921 die Mankogelder zu zahlen und über d<o

Zahlung für 1922 sich zwischen den Parteien zu einigen.

Im Streitfall Worms betreffend Zahlung der Beiträge zur

Invalidenversicherung hielt der Reichstarifausschuß zwar zu¬

nächst den Bezirkstarifausschuß fiir zuständig, er empfahl ie¬

doch, es bei der von der Kasse getroffenen Regelung bewenden

zu lassen.

Im Lalle Wismar, „Nachzahlung von Teuerungszulagen an

einen ausgeschiedenen Angestellten**, war lieh der Reichstarif¬

ausschuß darüber einig, daß in diesem Lalle die Teuerungszulage

an den in Präge kommenden Angestellten zu zahlen ist.

Bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse Geestemünde lagen

verschiedene Anträge anf Höhergruppierung von Kassenange¬

stellten vor. Der Reichstarifausschuß machte jedoch seine

Stellungnahme von einem Gutachten darüber abhängig, oh und

Inwieweit die Angestellten nach ihrer laufenden Tätigkeit und

ihren Fähigkeiten in die Gruppe 2 gehören. Das Gutachten

soll von einer Kommission abgegeben werden, die die Verhält¬

nisse an Ort und Stelle prüft; es wurde je ein Vertreter vom

Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen und vom Zentrai¬

verband der Angestellten hierfür bestimmt.

Der Reichstarifausschuß beschloß ferner, daß in Lallen, in

denen Kassen verschiedenen Unterverbänden des Hauptver¬
bandes deutscher Ortskrankenkassen angehören, grundsätzlich
der Bezirkstaril desjenigen Bezirks Geltung hat, in dem die

Kasse liegt.
An der Musterdienstordnun] wurden einige Aenderungen

vorgenommen.
Hiermit sind alle schwebenden Streitfälle erledigt.

Line Verhandlung u it den Direktoren der sächsischen Ober-

verslfherungsämter fand am 10« Aus Dresden im B

s Arbe sters Ristau sta:t. Den V i itz führte Mii
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d ekfor Dr. Hlnef. Vertreten waren sämtliche Obervcrs.cbe-

imter, der Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen und

.kr Verband von Ort-krar.kerikasscn im Freistaat Sachsen. Kol¬

lege Bohlrna.nn vom Verbandsvorstand begründete unseren

Standpunkt, auch die Vertreter der bei len Kassenverbande, die

Herren Völkel und Kirchbot« unterstützten uns in durchaus ein¬

wandfreien Ausführungen. Wir verlangten, daß dic Ohcrver-

sicherungsimter Dienstordnungen anf Orond des abgeschlossenen

Tarifvertrages ohne Einschränkungen genehmigen« Die Ver¬

treter der Oberveri rungsänjter bewiesen durch ihre Aus¬

führungen, daß sie mit dem Tarifvertragsrecht im allgemeinen

und mit dem hier _n Präge kommenden Tarifvertrag im beson¬

deren sehr wenig vertraut sind. Sie behaupteten, daß sie dem

abgeschlossenen Tarifvertrage de Anerkennung nicht versagen,

aber eia Recht haben wollen, diesen in ihnen geeignet erschei¬

nen !en FäPen abzuändern« Dem wurde in energischer Weise

widersprochen und erk art, daß wir den Oberversicherungs«

Am:* •) ig Recht zur Einmischung in unsere Tarifvertragsfragen

abbrechen. Interessant war die Erklärung des Direktors des

Oberversicherungsamts Dresden, daß sich die Beamten

der Oberversicherungsämter über eine Bevor¬

zugung der Kassenangestellten ihnen gegen¬

über beschweren. Damit gab er, wahrscheinlich ohne es

zu merken, den wahren Grund der Haltung der Obcrversiche-

mngsflntter bekannt.

Nach langen VerharJUmgen gab Arbeitsminister Ristau

m« tisch folgende Erklärung ab:

.!>js S lbstvrr«.«!tunz«recht der Ka^en -soll und darf nicht angetastet

werdtr. l)ic Anlsieht-Iehf rden (gemeint sind die OberverviehcriitiKsämtcr)

•ollen ihr AuKtchtsfechl n-<-h deu nenzeitliehcn Ikstimmiinscn de* Arbeits¬

rechtes ricl»!«.n ....

Dm sächsische Arbcit«mipi' !r riom J tt ht dtr f'ptW-ckftmz des Tarifvertrags-

inlitc* naht cnUcren. Deshalb < i n d die abgeschlossenen

Tarife grundsätzlich anzuerkennen. Sollte Im einzelnen

falle auf Orund einer gewissen Schtmatisierung, die dur^h den lanfvertrag

cirifreirii kann, sich ein MtUUUftt M»Uverlu-ltnu herausstellen, dann müssen

beide Teile daruher verhandeln."

Damit ist den Oberversicherungsärntern in klarer Weise gesagt,

¦Wie sie sich zu verhalten haben. Die Stellungnahme des Arbeits-

in.n.stcrs verfehlte natürlich ihre Wirkung auf die Direktoren

der Obcrver^-chcrurrgsämtcr nicht. Wir sind der festen Ueber-

¦rngnag, dab nunmehr die Dienstordnungen, dic auf dem Tarif¬

vertrage fußen, in Sachsen anstandslos genehmigt werden.

(iaufachgruppe Baden. Dic neuen Verhandlungen ergaben

folgendes Resultat:
1. Der Tarifvertrag zur Regelung der Qehalts- und An-

stelhmßsverhaltnisNC fur die geschäft vkitenden Angestellten

größerer Ortskrankcukavscn in Buden erhält unter I als Ansatz 2

folgenden Zusatz:

..In Orten der Ortsklasse A werden Kassen mit über

10000 Mitgliedern der Größe II »geteilt*
2. Auf die Julibezfige der T irifgemeinschaft vom 18. März

1922 nebst Nachträgen sind iur den Monat Juli \922 nachzu¬

bezahlen:
Cirupr? 1 Gruppe II Grippe III G uppc IV

Ort - ftafangU End- Anfangs- V.nd- Anfangs- F:nd Anfangt- End-

htnsse fehlt, gehatt (eben gehait gthalt gehalt geaalt fehalt

Mk. Mk Mk. Mk Mk. Mk. Mk. M«L

A 1500 1800 1000 1000 800 1200 800 1200

B 1350 1650 HM 1450 650 1050 650 1050

C, Du. 1:1200 1500 7<K> 1300 500 000 500 900

Die Teuerungszulagen insgesamt betragen also ab 1. Juli

bis 30. Juli 1922 pro Jahr:
Mk. Mk Mk. Mk.

A «2000-71000 50000-09200 5300^-04400 48600—59400

B 60200—68600 MAB—68406 47800—68000 4-2300—68100

C,DtLE69400 -69600 46100—66660 440O0-54S00 33500-49300

Dczirkskonierenz der Krankenkassenangestellten In der

Ptalz. Die letzten Verfügungen des bayerischen Ministeriums

für soziale Kürsorge und des Oberversicherungsamts Speyer

brachten zum Ausdruck, daß diejenigen KassenangesteUten, die

von ekr Prüfung für den mittleren Ärbeiterversicherungsdienst

befreit sein wollten, entsprechende Gesuche an das Oberver¬

sicherungsarnt einzureichen hätten. Um hierzu und zur Krage

der Besoldung Stellui g zu nehmen, fand am 13. August im

Ludw igshafener Erholun :she.m Waldmannsburg bei Neustadt

a. tt eine Bezirkskonferenz der Pfälzischen Krankenkassen¬

angestellten v'alt, d.e zahlreich besucht war. DaB auch die

breitere (Öffentlichkeit, insbesondere aber die Krankenkassen¬

mitglieder an dieser Gestaltung der Ereignisse interessiert sind,

bewies die Teilnahme ter Vorstandsn l eder der größeren
Kassen und Ai ßmit; Ier d \ ^meinen Deutschen (le¬

rn erkschaftsbun Als Berichte i statter war Bezirksleiter

Kollege Köpplinger erschienen, der über die Verordnungen

hayeris. hen Soz alministeriums vom ll. März und 2. August

19211 und 3. April und 1<>. Wal 1922 und die Oberversicherungs-

iter und Ansteüungs-, Priifungs- und Besoldungsfragen ds<

Krankenkassenangestellten im Lichte des Selbstverwaüungs-

rechtes der Krankenkassen sprach. Gerade Kollege KöppUnger
war es, der bei den Verhandlungen im Sozialministeriuni mit

Zustimmung der anderen bayerischen Verbände Wortführer

war; er konnte deshalb in überzeugender Weise seine Ans-

ffihrungen mit Tatsachen belegen. — Redner gab zunächst eine

eingehende geschichtliche Schilderung der Sozialgesetzgebung

von ihren Anfängen bis zum Erlaß des Sozialministeriums l

16. Mai 1922, der empfiehlt, die Durchführung der Oe! a ;s-

Verhältnisse in loyaler Weise zu handhaben. Die loyale Weise

der Oberversicherungsämter bestehe aber darin, daß sie be¬

strebt seien, den berechtigten Ansprüchen der KassenangestePten

die größten Schwierigkeiten entgegenzusetzen. Fs sei fast schon

nötig, ein Gesetz zu erlassen zum Schutze der Kassenangestellten

gegenüber den Ucbergriffen der Aufsichtsbehörden. Zielt doch

das bayerische Ministerium für soziale Fürsorge im Verein mit

den Oberversicherungsärntern darauf hin, das Selbstverwaltungs¬

recht der Krankenkassen zu beseitigen, um eventl. die auf Warte«

geld gesetzten Offiziere und Unteroffiziere des ehemaligen

Meeres auf Kosten der Versicherten in den Krankenkassen unter¬

zubringen. Mit der Besoldungsordnung nach staatlichen Orund*

Sätzen ist kein Angestellter einverstanden« ausgenommen Mit¬

glieder derjenigen Verbändchen, die gern das Prädikat Beamter

sich erwerben möchten. Sie zwingt die KassenangesteUten in

das Beamtenverhäitnis, ohne ihnen die Rechte der Beamten

zuzugestehen. Bei den Verhandlungen mit dem Sozijimini-

yplaffl haben die Vertreter des Zentralverbantles das Möglichste

herausgeholt, während die Vertreter der kleinen Verblndcbea

nur als Statisten fungierten und höchstens am^Schlüsse ein

Dankesgestammel an das Sozialministerium losließen. Zu der

Forderung. Anträge auf Prüfungsbefreiung zu stellen, empfiehlt

Redner, hiervon keinen Gebrauch zu machen, da die Ober¬

versicherungsämter das Rech: zu dieser Forderung nicht haben,

die Angestellten aber mit den Gesuchen um Befreiung den

Oberversicherungsärntern das Recht der Prüfungsforderung zu¬

gestehen würden, — An den Bericht schloß sich eine rege

Aussprache, an der sich u. a. der Vorsitzende der OKK. Ludwgs-

hafen, Rauscher, der Vorsitzende des ADGB. Pirmasens, Do-

brinski, und Kollege Kraiker, Mannheim, beteiligten. Kollege

Kraiker wies insbesondere auf die Erfolge der badischen Kolle¬

gen bettglich Besoldung und Prüfung hin, betonend, daß an der

Einigkeit der Kollegen in inniger Zusammenarbeit mit den

Kassenvorständen alle reaktionären Bestrebungen der Aufsichfs-

organe abprallen müssen. Nach einem Schlußwort des Refe¬

renten wurde folgende Umschließung einstimmig angenommen:

«,Fs wird immer klarer, daß die Bcsoldungsordnung benutzt

wird, um die verhaßte Selbstverwaltung der Krankenkassen

zu vernichten. Besonders Bayern zeichnet sich hierin aus.

Obwohl der größte Teil der Krankenkassenangestellten die

Unterstellung unter die Bcsoldungsordnung ablehnt und ab¬

gelehnt hat, hat das bayerische Ministerium für soziale Fürsorge

dic Krankenkassenangestellten unter die BcsoldungSQOrdnttng
zwangsweise eingereiht. Das kam aber nur daher, weil ein

Teil der Kassenvorstande nicht auf der Hut war. In Wirklich¬

keit handelt es sich doch weniger um die Besoldung der Kassen¬

angesteUten, als vielmehr darum, die KassenangesteUten mehr

und mehr dem Etnflttfl der Kassenvorstände zu entziehen, wo¬

bei man regierungsseitig hofft, dic Krankenkassen dann ganz in

den Händen zu haben und auf diesem Wege die Selbstver¬

waltung der Krankenkassen auszuschalten. Auf Grund des ein¬

stimmigen Beschlusses des Reichstages vom 7. April 1922 er¬

heben die im Zentralverband der Angestellten organisierten

Krankenkassenangestellten der Pfalz erneut energischen Protest

gegen die Unterstellung unter die Besoldungsordnung und hoffen,

daß sich dic Kassenvorstände ihrer Stellung bewußt sind, daß

sie die Rechte der Versicherten zu wahren haben und sich nicht

zum Handlanger reaktionärer Eingriffe in die Selbstverwaltung

hergeben. Die gesamte freie pfälzische Arbeiter- und Ange¬

stelltenschaft wird ersucht, sich hinter solche Kassenvorstande

zu stellen, denn hier handelt es sich nicht mehr um eine reine

Krankenkassensache."

Oauiachkoni.erenz für Thüringen. Am Sonntag, den 3. Sep¬

tember, vormittags 10 Uhr, findet im ,.GenossenscIiaitshc_nr in

Qer a-Debach wi ti eine Qanf achkonferena der An¬

gestellten der S o z i a 1 v e r s i c h e r u H g 11 r ä g e r Thü¬

ringens statt.

Verhandlungen über die Verbindlichkeitserklärung des Tarif¬

vertrags der Benrfsgenossenschaftsangestellten. Am 24« Juni fand

im Reichsamt für Arbeitsvermittlung eine Besprechung über die

Verbindlichkeitserklärung des Uebereinkommens vom 13. März

1922 statt, an der Vertreter fol ter Verbände beteiligt waren.

Arbeitgeberverband deutscher Berufsgenossenschaften, Ver¬

einigung Deutscher Berufszen nschaften fiir Besoldungsfragen,

Zentralverband der Ange : Iten und Verband der Beamten u
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Uten der ICcijhsunfallversichcrung (Verbaruv). Den Vor¬

führte Der- Oberregierungsrat Dr. Meyer. Zur Information

u ferner noch iwej Herren aus dem Reichsarbcitsmini-

sterium anw eaead.

ich den einleitenden Worten des Vorsitzenden nahm als

Vertreter des neuen Arbeitgeberverbandej Dr. Ostern das Wort,

um in längeren Ausführungen gegen die Vcrbindhchkeits-

i klärang des Tarifs zu polemisieren, insbesondere wurde von

ihm beantragt, d.e Verbindlichkeitserklärung abzulehnen, falls

dies iedoch nicht möglich sein sollte, diejenigen Berufsgenossen-

Behalten« welche nach der Reichsbesoldungsordnung (RBO.) be¬

gabten, von der Verbindlicherklärung auszunehmen und ferner

die Pcnsionsbestimmungen und die Bestimmung über die lebens¬

längliche Anstellung nicht für verbindlich zu erklären. In der

lebhaften Diskussion wurde Dr. Ostern durch Direktor Mees-

¦taaa und Oberbürgermeister a. D. Lindemann unterstützt. Die

Vertretung des Arteitgeberverbandes deutscher Berafsgenossen-
schaften und die der Arbeitnehmerorganisationen nahmen da¬

gegen Stellung. Während der Verbaruv sonst den Tarif als das

schlimmste Uebel flr die BernfagenossenschaftsangestelttM hin¬

stellt, konnte man diesmal erfreulicherweise das Gegenteil fest¬

stellen. Es war ergötzlich, als die Verbaruv-Vertreter die Vor¬

züge des Tarifs schilderten und den Tarif wie ihr Junges hüteten.

Unser Vertreter führte u. a. aus, daü die Absicht des neuen

Ar!>e.!gcberverbandes nur die sein kann, die Besoldung und

Rechtaverb« Itnissc der Bernttvenossenschaftsangestelltea will¬

kürlich und ohne Mitwirkung der Angestellten zu regeln; denn

eins höhere Gruppierung als die tarifliche körne jederzeit
erfo.gen. weil der Tarif nur Muidestlohne vorsehe. Dabei wurde

unsererseits Wiederholt die Krage gestellt, welche Gruppen der

RB<). die Arbeitgebervereinigang anzuwenden beabsichtige.
Auf diese unangenehme Krage blieb sie aber die Antwort

schuldig. Dr. Ostern führte darin in längerer Rede aus. daß

eine Verbindlichkeitserklärung unmoralisch sei, daü ferner der

Arbeitgeberverband deutscher Bernfsgenossenscbaften be¬
fürchte« Mitglieder zu verlieren« falls die Verbindlichkeitser-
klimng de; Tarifs nicht erfolge, und iialJ von ihm beabsichtigt
sei« diejenigen Berufsgenossenschaften, die dem Arbeitgeber¬
verband nicht angeschlossen sind, durch Terror unter das Lebcr-
einkommen zu zwingen, (iegen diese Ausführungen wandte sich
ein Vertreter des Al beitgeberverbandes deutscher Berufs-

genossenschaften ganz energisch und forderte eine Erklärung
darüber« Oh diese geäußerte Ansicht auch die Auffassung der

anderen Herren von der neuen Vereinigung sei. Es kam darüber

zu Auseinander setz ungen der beiden Arbeitgeber verbünde mit
dem Ergebnis« dal Dr. Osten erklärte, seine Ausführungen seien

nicht in dem angedeuteten Sinne gemacht und falsch aufgefafi.
worden. Als im weiteren Verlauf der Debatte der Vorsitzende
mitteilte,, daß er soeben erfahren habe, daß der Reichsminister
Dr. Rathenai ermordet worden sei« wurde die Sitzung ge¬
schlossen.

Verbindlfchkeitserkfäriing des Reichstarifvertrages für Berufs-
genossenschaftsangestellte. Das Uebereinkommen vom 13. März
1922 und der Nachtrag hierzu vom IN. April 1922 sind unter dem
22. Juli 1922 iür das Gebiet des Deutschen Reichs ffcr allgemein¬
verbindlich erklärt worden. Ausgenommen sind die landwirt¬
schaftlichen Berufsgenossenschaften. Die allgemeine Verbind¬
lichkeit erstreck! sich nicht Bffi Ziffer IX, XI und XV des Tarif¬

vertrages, ferner nicht auf solche Bestimmungen, die mit dem

Besoldungssperrgesetz vom 21, Dezember 1930 «ROBL S. 2117)
i:i Widerspruch stellen, und berührt nicht die Bestimmungen der

Reichsversieherungsordnung über Genehmigung der Dienstord¬
nungen. Pie allgemeine Verbindlichkeit des Reichstarifvertrages
beginnt mit Wirkung vom I. Januar 1922, die des Nachtrages
mit Wirkung vom 1. April \922.

Soweit ia einzelnen Tauen die Gehaltszahlung bisher nicht
nach dem Reichstarifvertrag erfolgte, bitten wir die Kollegen,
die tarifmäßige Besoldung nunmehr zu verlangen.

Zur Gchaltsbewegung der Bnchumer Knappschaftsangc-
Mcilten. Auf Orund des Abkommens vom 26. November 1921
ist der Teuerungszuschlag wie folgt festgesetzt worden:

Verheiratete ,
.

und Famiiienernjüirer *

im Juni 1,58 Proz. statt 105 Proz. 132 Proz. statt 105 Proz.

«. Juli 225
„ „

160
,

192,5 m m
160

„

„ August 255
m

185
^

220
m m

185
„

Die Vergütung für die Lehrlinge beträgt ab 1. Juli:
Im 1. Lehrjahre 1050 Mk., im 2. Lehrjahre 1200 Mk., im 3. Lehr¬

jahre 1400 Mk. monatlich.

Offene Stellen.

Sekretär. Bewerber mit guten Kenntnissen auf dem Gebiete
. RVO., vor allen Dingen in dfer Kassenführung, gleichzeil

*«>. Organisator geeignet, wollen Gesuche einreichen au den

Krankenkassenverband des Landkreises Stolp i, P«

Sekrelür und Gehilfe zum baldigen Antritt gesucht. Allge¬
meine Ortskrankenkasse Andernach a. Rh.

Sekretär, in allen Zweigen der Kassenvcrwa.tuug erfahren«

Allgemeine Ortskrankenkasse Rathenow.

2 Assistenten. Bewerber mit guter Vorbildung im Kraukcn-
kassendienst wollen Oesuche einreichen an die Allgemeine Orts¬
krankenkasse des Kreises Bergheim in Bergheim (Erft) in Köln.

Mehrere Stellen als Assistent, Sekretär. Buchhalter oder
Obersekretar sind neu zu besetzen. Bewerber mit den erforder¬
lichen theoretischen Kenntnissen und längerer Praxis bei grö¬
ßeren zentralisierten Kassen wollen Gesuche einreichen an die

Allgemeine Ortskrankenkasse für den Landkreis Bochum m

Bochum.

Gut ausgebildete Kraft zur Unterstützung des Geschäfts¬
führers. Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und

Lichtbild an den Vorstand der Allgemeinen Ortskrankenkasse
und Landkrankenkasse des Kreises Guben.

Geschäftsführer zum baldigen Antritt gesucht. Kraukc:.-
kassenverband L y c k.

Kassengehiife mit guter fachlicher Vorbildung bis spätestens
1. Oktober 1922. Krankenkasse Lreiberg i. Sa.

Kassengehilfe mit gründlichen Kenntnissen der Sozialver¬

sicherung, im Kraukeukassendienst bereits tätig gewesen, für

sofort gesucht. Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisab¬
schriften unter Angabe von Gchaitsansprüchen an die Allgemeine
Ortskrankenkasse Waid (Rhld.).

Krankenbesucher gesucht. Drei Monate Probcdieust. Allge¬
meine Ortskrankenkasse Apolda.

KassenangesteUten lü: Meldedienst zum sofortigen Antritt.

Gründliche Kenntnis der Krankenversicherung Bedingung. All¬

gemeine Ortskrankenkasse Ber!in-Temr>e!hor\ Theodorstr. 5 a.
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Rechtsprechung.
8 184 Abs. 3 der RVO. Anspruch aui Krankenhilfe troti

Weigerung von Krankenhauspflege infolge wiederholten Ver¬

stoßes gegen die Krankenorditung und Verweigerung der Nach¬

untersuchung bejaht, um Pflege und Beobachtung der erkrankten
Ehefrau zu ermöglichen. Eine bedenkliche Entscheidung haben

unseres Erachtens die Versicheren gsbehörden, Ober versiche¬

rungsamt Magdeburg und Reichsversicherungsamt. getroffen, die,
wenn sie malgebend auch für die anderen Fälle sein sollen, in

der Auswirkung zu schweren SchädigüJ gen der Kassen führen
kann. Hervorzuheben ist hier, dali es sich um einen in kurzer
Zeit bereits dreimal voll ausgesteuerten (2b Wochen) Versicher¬
ten handelt, welcher der Kasse durch sein „rabiates" Verhalten
die grollten Schwierigkeiten bereitet hat.

Die Allgemeine Ortskrankenkasse in Magdeburg hatte den

Kläger O. wegen fortgesetzten Verstoles gegen die Kranken¬
ordnung zur Nachuntersuchung bestellt. O. leistete keine Folge.
Die Kasse verfügte Einweisung ia das Krankenhaus auf Grund
ihrer Bestimmungen ia der Krankenordnung (9 184 Abs. 3 der

RVO.). Die Kasse verweigerte ihm alsdann jede weitere Unter¬

stützung. Kläger beschritt den Rechtsweg und behauptete, „er

habe die Beklagte rechtzeitig wissen lassen« daü er seiner

kranken Frau wegen nicht zur Nachuntersuchung habe er¬

scheinen können. Seine Ehefrau habe nicht allein in der Woh¬

nung bleiben können. Aus demselben Grande sei er auch nicht
in das Krankenhaus gegangen. Daraus könne die Beklagte
aber nicht das Recht herleiten, ihm die bisher gewährte satzungs¬
gemäße Fürsorge zu entziehen, und er beantrage, zu entscheiden,
dal die AOKK verpflichtet ist. ihm auch über den 12. Mai
1919 hinaus neben dem Krankengeld freie ärztliche Behandlung
und Medizin zu gewähren."

Versicherungsamt und Oberversicherungsamt wiesen den

Anspruch ab. Vor dem Revisionsgericht ergänzte er seine Aus¬

führungen noch dahin, „seine Ehefrau habe sich mit Selbstmord¬

gedanken getragen und bedürfe deshalb ständiger Aufsicht."

Das Reichsversicherungsamt wies die Klage zur nochmaligen

Verhandlung an das Oberversicherungsant zurück mit der Be¬

gründung:
..Der Kläger hat nicht nur im Laufe des Verfahrens, sondern

schon in seinem Schreiben an die Beklagte seine Weigerung,
sich zur Nachuntersuchung oder in das Kraukenhaus zu begeben,

damit begründet, daß er seine Frau mit Rücksicht aui ihren

Gesundheitszustand nicht habe verlassen können. In der Ver¬

handlung vor dem Revisiousgericht habe er diese Angaiic noch
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Prüfung lieg: C e Verletzung der Pflicht zur vollständigen Auf¬

klärung des Sachverhalts, die die Aufhebung der Kntscheidung

und d.e ZurückVerweisung der Sache zur Behebung des Mangels

geboten erscheinen hilit."

Bas Oberversicherungsarnt hob dann in neuerlichen Ver¬

handlungen die erste Entscheidung des Versicherungsamts auf

und verurteilte die Kasse zur Leistung der Krankenhilfe für die

setzliehe Daner« A!s Begründung zu seinem von seiner ersten

Entscheidung abweichenden Standpunkt führte da? Oberver-

sichernngsamt aus:

..Nach der für die Entscheidung des Oberversicherungsamts

HMilgebenden Entscheidung des Reichsversicherungsamts vom

IQ, März 1920 durfte dem Kläger aus seiner Weigerung, der An-

ordnung der Beklagten entsprechend sich ins Krankenhaus zu be¬

geben, kern Nachteil erwachsen, wenn er der Anordnung nicht

Folge sten konnte« ohne seine moralischen Verpflichtungen

Regen seine Fhefrau zu verletzen.

Nach den eigenen Angaben des Klägers und nach der Be¬

sehen Z des Dr. Baatz vom 10. August 1919 (Akten des

OVA. B. 2) war die Ehefrau des Klägers bereits seit 2 2. No¬

vember 191S so schwer krank, daß sie dauernd fremder

Hilfe bedurfte. Diese Tatsache hat aber den Kläger nicht ver¬

bindert semen Posten als Wächter zu versehen, bis er selbst

krank un.1 arbeitsunfähig geworden ist. Fr mußte damals regel-

mäfiig seine Frau ohne Aufsicht und Hilfe in der Wohnung lassen,

da er sonst keine Angehörigen hat und fremde Hilfe nicht be¬

zahlen konnte. Immerhin konnte er jeden Tag, soweit er nicht

durch seine Arbeit abgehalten war. also den weitaus größeren

Teil des Tages sieh bei seiner Fhefrau aufhalten und für sie

sorren. Des wäre aber unmöglich gewesen, wenn er ins Kran¬

kenhaus aufgenommen Worden wäre, da er dann voraussicht¬

lich mindestens einige Tage nicht nach Haus hätte zurückkehren

können. Seine Iran, die nach der Bekundung des Br. B. wieder-

holt Selbstmordgedanken geäußert hat, wäre dann gänzlich

ohne Aufsicht und Pflege gewesen. Dieser Möglichkeit durfte

der Kläger allerdings seine Frau nicht aussetzen. Infolgedessen

war er berechtigt« der Anordnung der Beklagten nicht nach-

ankomtnen."
Eine diesmal von der Kasse gegen die Entscheidung des

Oberversicherungsamts eingelegte Revision wurde vom Reichs¬

versicherungsamt zurückgewiesen:

..Der Revision mußte der Erfolg versagt werden, weil das

angefochtene Urteil weder "auf der Nichtanwendung oder Ull¬

rich: gen Anwendung des bestellenden Rechts, noch auf einem

Verstoße wider den klaren Inhalt der Akten beruht, das Ver¬

fahren auch nicht an wesentlichen Mängeln leidet, mithin keiner

der gesetzlich zugelassenen Revisionsgründc vorliegt (I 1697 der

Reich sv er siehe rungsordnung).
Die Feststellung des Oberversicherungsamts. daß der Kläger

Infolge leinei Krankheit bis anm 23 Oktober 1919 arbeitsunfähig

war« wird durch d_e Bescheinigung des behandelnden Arztes

Dr. Oroß in Magdeburg vom 17. Mai 1921 ausreichend begründet

Das Oberveraicherungsamt war nicht genötigt, diesen Arzt auf

seine tussage zu beeidigen. Die bedenkenfreie Feststellung

bindet das Rcvis_ons«icHcht und rechtfertigt die angefochtene

Entscheidung.
Die in der Revisionsschrift de: Beklagten vorgetragenen

Bedenken gegen die Aeußerung des Dr. Oroß haben schon des¬

halb kerne Bedeutung, weil das Revisionsgericht nach dem

tieseize neue Tatsachen nicht berücksichtigen darf.

Somit muß es bei der angefochtenen Entscheidung bleiben.
«»

Angestelltenvei Sicherung.

62. 67 AVG. Zu den Ansprüchen, die nach dem Tode

eines Versicherten auf Qruad des $ 67 geltend gemacht werden

dürfen, gehört auch der Anspruch auf Bcuragserstattung nach

§ 62 OSchO. vom 28, 2. 22 — 347/21 — (««Monatsschrift f. Arb.-

a. Aegest-Ver*.* 1922 Nr. S S. 279).

§ 64 AVG. Zur Jahresrente im Sinne des § 64 gehört auch

eine Beihilfe nach dem Oesetz vom 23. 7. 21. OSchO. vom

& 1.22— P 268 21 — (««Monatsschritt f. Arb.- u. Angest.-Vers.11

1922 Nr. B S. .791.

5 177 AVG. Die Beitragspflicht eines Nebenarbeitgebers

bestimm! sich nur nach fi 177. Dabei ist es unerheblich, ob

c.ne von mehreren gleichzeitigen Beschäftigungen als Haupt¬

beruf des Angestellten bezeichnet werden kann. OSchO. vom

IS. 12. 21 - 202 21 — („Monatsschrift f. Arb.- u. Angcst. Vers.11

1922 Nr. 5 S« 79).

§§ 382. 60 AVG. Zu den reichsgesetzlichen Leistungen

Im Sinne des 5 382 rehfirt auch die Abfindung nach 5 60, Dabei

isl es unerheblich, ob der Anspruch auch dann erhöbet* werden
¦

. wenn der Vei nur bei der Ersatzkasse versichert

wesen wäre; femer ist es unerheblich, ob und in welcher

Höhe e Ersatzkasse die vom RVA, festgesetzten Leistungen

der Riv zu < statten bat. OS i. vom 7. 12 21 - P 24fi 21 —

(«.Monatsschrift I, \rb.- u. Ai es! -Vers.1 1922 Nr. 5 S. 279).

Aus dea Fachzeitschriften«

Eckert, J.f Berlin: Die Einwirkung schuldhaften Verhaltens

des Berechtigten auf die Ansprüche in der Krankenversicherung

und in der Reichsversorgung. („Ortskrankenkasse44 1922 Nr. 12

S. 431.)

Hoffmann. Dr.f Wirkt Oeh. Ober-Regierungsrat: Zur Kran¬

kenversicherung der Hausgewerbetreibenden. (..Zentraiblatt der

Reichsversicherung" 1922 Nr. 12 S. 356.)

Jaeger. Dr., Direktor des VA. München: Richtlinien für die

Festsetzung des Wertes der Sachbezüge. («.Arbeiterversorgung"

1922 Nr. 17 S. 259.) — Das Gesetz vom 13. April 1922 über die

Aenderung der Wahlen nach der Reichsversieherungsordnung.

(„Ortskrankenkasse44 Nr. 12 S. 422.)

Lederer. Dr., Sektionschef, Wien: Die neuere Sozialgesetz¬

gebung in Deutschösterreich. („Soziale Praxis4* 1922 Nr. 23

S. 609.)
Leipart. Vorsitzender des ADGB., M. des RWR.: Outachten

über den Achtstundentag- („Soziale Praxis44 1922 Nr. 24 S. 641.)

Schulz, Dr., Oeh. Regierungsrat. Ministerialrat im RAM.: Die

Notwendigkeit der Vereinigung der Versicherungsträger zu be¬

zirksmäßig abgegrenzten Kassenverbänden
"

und Arbeitsgemein¬

schaften. („Ortskrankenkasse44 1922 Nr. 11 S. 379.)

Wankelmuth, Dr.. Oberregierungsrat bei der RfA.: Die An¬

wartschaft in der Angestelltem ersicherung. („Monatsschrift für

Arbeiter- und Angeste.Mtenversicherung4 1922 Nr. 6 S. 309«)

Dehnt, Stadtsekretär, Sekretär am Stadt. Versicherungs-

amt Bayreuth. Der Ersatzanspruch der Krankenkassen nach

§ 14 des Reichsversorguivjsgesetzes. \„Monatsschriit f. Arb.-

u. Angest.-Versicherung44 1922 Nr. SJ

Dierks. Dr., Dinklar. Entstehung und Entwicklung der

deutschen Krankenversicherung bis zum Jahre 1909. („Zentrai¬

blatt der Reichsversicherung14 1922 Nr. 10 u. 11.)

Helms, Fandesrat. Die dänische Sozialversicherung nach

ihrem gegenwärtigen Stande. („Monatsschrift f. Arb.- u. Angest.-

Versicherung44 1922 Nr. $.)
Heymann. Korrespondent beim Hauptverband deutscher

Ortskrankenkassen in Dresden. Bedeutung der Reichssteuer-

gesetze für die Versicherungsträger. (..Die Arbeiter-Versorgung'*

1922 Nr. 16.)

Htiber, Dr.. Obcrrc :ierung$rat. Mitglied des RVOer. und

ständiges Mitglied des RVA. Ueber die Rückforderung zu Un¬

recht erhobener Beiträge und Prämien (§§ 761, 817 RVO).

(„Monatsschrift f. Arb.- u. Angcst.-Versicher mg44 1922 Nr. 5.)

Kieifer. Dr.. Oberregierungsrat im RVA. Ueber die

Rechtsverhältnisse der Bernrsgcnossenschaftsangestellten. («,Mo-

natsblätter für Arbeiterversicherung44 1922 Nr. 3/4.)

Mumelter. Dr.. Ministerialrat, Wien. Einfährung eines Wert-

weisers (Index) in der österreichischen Unfallversicherung.

(„Zentraiblatt der Reichsversiehcrurig4* 1922 Nr. 11.)

Riech. Dr.. Ministerialrat im RAM. Zur Frage der

gesetzlichen Regelung des Verhältnisses zwischen Krankenkassen

und Aerzten. („Monatsschrift f. Arb.- u. Angest.-Versicherung44
1922 Nr. 5.)

Winkler, Stadtobersekretär, stellvertretender Versiehe-

mngsamtsvorsitzender iu Auerbach Gedanken zum Einnahme«

und Ausgabebuch und zum Rechnungsschluß der Krankenkassen,

besonders zum Begriff der Reineinnahmen und Peinausgaben.

(..Zentralblatt der Reichsversicherung44 1922 Nr. 10 u. 11.1

Literatur.
Die ehrenamtliche Tätigkeit in der Krankenversicherung.

Zwe te verbesserte Auflage von Fr. Kleeis. Verlagsgesellschaft

Ortskrankenkasse m. b. H.. Dresden.

Die'24 Seiten starke Broschüre enthält sehr wichtige Finger¬

zeige fflr die Tätigkeit der VertretCT der Versicherten. Unter

Berficks chtigtfng der neuesten Veränderungen in der RVO. will

das Buch die in längerer praktischer Tätigkeit erworbenen Er¬

fahrungen den Mitgliedern der Kassenorgane zugänglich machen.

Besonders den durch die allerorts nimmehr stattfindenden Neu¬

wahlen gewählten Versicherungsvertretern kann die Anschaffung

?ses Buches sehr empfohlen werden. Bo.

s

An die Delegierten zum Ortskrankenkassentag.

Aus Anlaß der Tagung des HauptVerbandes Deutscher

Ortskrankenkassen in Karlsruhe findet am S o n n -

a hend, den 2. September 19 2_?, abends 8 Uhr, im

„Krokodil" am Lttdwigsplatz in Karlsruhe eine

gesellige Zusammenkunft unserer VerbandsmitKlieder

statt. — Wir bitten, pünktlich und vollzählig zu erscheinen.

Der Verbandsvorstand.
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